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Bauleitplanung in Vorwerk
Bebauungsplan Nr. 4 „Südlich Am Mühlenhof“

Sehr geehrte Damen und Herren!

Von der geplanten Aufstellung des Bebauungsplanes habe ich als Träger öffentlicher Belange Kenntnis
genommen. Ich nehme dazu gemäß § 4  Abs.1 BauGB wie folgt Stellung:

Stellungnahme Regionalplanung:

Vorwerk gehört zu den Orten, denen keine zentralörtliche Bedeutung zugeordnet ist. Für Vorwerk
gilt entsprechend das raumordnerische Ziel der Eigenentwicklung, sowohl betreffend für
Siedlungsentwicklung als auch für Gewerbeentwicklung (RROP 2.1 06, LROP 2.1 05). Die
Gewerbeentwicklung soll sich dabei an Größe und Ortsbild orientieren. Bei einem deutlich ländlich
geprägten Dorf mit unter 300 Einwohnern, ist diese Eigenentwicklung entsprechend niedrig
anzusetzen.

Prinzipiell stehen der Einrichtung einer Kfz-Werkstatt an dieser Stelle raumplanerisch keine
grundsätzlichen Bedenken entgegen, aus der Erläuterung geht jedoch keine konkrete Umsetzung
hervor. Da von Hallen, Stellplätzen, Arbeitsbühnen, Waschanlagen, Büroräumen und Wohnhaus -
also einem großen Umfang an Gebäuden - gesprochen wird, sollte sichergestellt werden, dass diese
sich mit dem Ortsbild eines ländlich geprägten Dorfes vereinbaren lassen.

Die geplante Ausweisung als Mischgebiet kann nicht nachvollzogen werden, da in der Erläuterung
nur von einem künftigen Wohnhaus und deutlich mehr Räumlichkeiten für Gewerbe die Rede ist. In
Mischgebieten soll ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Gewerbe und Wohnen herrschen.

Naturschutzfachliche Stellungnahme

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes in dem geplanten Bereich bestehen aus
naturschutzfachlicher Sicht keine generellen Bedenken.

Ich teile die Auffassung nicht, dass durch die Planung keine erhebliche Beeinträchtigung des
Schutzguts Landschaftsbild erfolgt. Aktuell ist das Plagebiet nicht nach Norden eingegrünt oder
abgeschirmt, daher hat es eine Fernwirkung bis zu dem über 500 m entfernten Wald. Um die

Amt für Bauaufsicht und
Bauleitplanung

Bearbeitet von
Herrn Schröder
(als Abwesenheitsvertretung von Herrn Schröder)

Durchwahl
04261/983-2701

E-Mail
Reinhard.Schroeder@LK-ROW.de

Samtgemeinde Tarmstedt
PGN Rotenburg (Wümme)

Mein Zeichen
63

Ihr Zeichen
 12.06.2025

Rote7burg (Wümme)
11.07.2025



Az. 63/01159-15-01
Datum 02.12.2021

Seite 2 / 3

www.lk-row.de

Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu reduzieren erachte ich eine effektive Eingrünung nach
Norden als erforderlich.

Mir ist aufgefallen, dass der Pflanzabstand in der Planzeichnung und der Begründung voreinander
abweicht. Ich bitte um Korrektur, damit es nicht zu Unklarheiten kommt.
Unter dem Punkt Umsetzung der Anpflanzung ist mir nicht klar, was mit dem Satzteil „nach Beginn
von Erweiterungen der Baumaßnahmen im südöstlichen Teil des Plangebietes“ gemeint sein soll.
Aktuell ist das Plangebiet nicht bebaut, daher kann es nicht zu Erweiterungen kommen. In der Regel
steht dort, dass die Pflanzungen in der Pflanzperiode nach Beginn der Baumaßnahmen
durchzuführen sind.

Für die Beschreibung der Umsetzung der Maßnahmenfläche, hier Streuobstwiese, weise ich auf das
Maßnahmenblatt vom Landkreis Rotenburg hin (siehe Anhang), welches als Orientierungshilfe
genutzt werden kann.

Wasserwirtschaftliche Stellungnahme

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann keine abschließende Stellungnahme abgegeben werden,
da Aussagen zur Oberflächenwasserbeseitigung sowohl im Vorentwurf als auch in der
Begründung vollständig fehlen.

Stellungnahme vorbeugender Immissionsschutz

Aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen erstmal gegen ein Mischgebiet aufgrund der bisherigen
Außenbereichslage grundlegend weniger Bedenken.
Aus den vorliegenden Unterlagen geht jedoch hervor, dass eine Kfz-WerkstaƩ geplant ist. Abgesehen 
von den planungsrechtlichen Belangen, die nicht durch mich beurteilt werden, ist bei dem Betrieb
sicherzustellen, dass es sich um kein störendes Gewerbe handelt, da sich vorhandene
Wohnbebauung in der NachbarschaŌ befindet. Auch der Friedhof befindet sich im Nordosten des 
Plangebiets. Dieser genießt ebenfalls eine gewisse SchutzbedürŌigkeit. Gemäß DIN 18005, die 
OrienƟerungswerte für die angemessene BerücksichƟgung des Schallschutzes in der städtebaulichen 
Planung angibt, ist tags sowie nachts ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) für Friedhöfe aufgeführt.
Abschließend kann somit gesagt werden, dass ein Mischgebiet durch eine geschickte Anordnung der
Wohnbebauung und des nichtstörenden Gewerbes möglich ist. Ob die Kfz-WerkstaƩ, so wie sie in 
den Unterlagen bisher grob dargestellt ist, aus Sicht des Immissionsschutzes machbar ist, kann erst
im Antragsverfahren nach Vorlage entsprechender Unterlagen ermiƩelt werden.

Bauplanungsrechtliche Stellungnahme

Wie bereits bei den Vorgesprächen angemerkt, kommt es bei der Zulässigkeit eines KFZ-Betriebes in
einem Mischgebiet ganz erheblich auf den genauen Umfang der gewerblichen BetäƟgung und den 
damit einhergehenden Emissionen an. Hier sind weitergehende Ausführungen unerlässlich.

Zusätzlich wird bei der Umsetzung der Planung zu beachten sein, dass ein ausgewogenes
Mischungsverhältnis zwischen Wohnen und Gewerbe in dem Mischgebiet gewährleistet ist.  Werden
diese rechtlichen Rahmenbedingungen aufgrund der tatsächlichen Umsetzungsplanung nicht erreicht
werden können, sollte die Gemeinde eine Umplanung in Erwägung ziehen.

Stellungnahme Kreisarchäologie

Keine Bedenken.
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Stellungnahme untere Denkmalschutzbehörde

Im Geltungs- und Wirkungsbereich des Plangebietes exisƟeren im Landkreis Rotenburg (Wümme) 
derzeit keine nach § 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) in das Verzeichnis
der Kulturdenkmale des Landes Niedersachsen eingetragene Baudenkmale, die gemäß § 3 Abs. 2 und
3 NDSchG unter Schutz gestellt sind. Dies bedeutet aber nicht, dass damit grundsätzlich keine
baulichen Anlagen mit DenkmaleigenschaŌen vorhanden seien könnten (§ 5 Abs. 1 NDSchG). Die 
Anwendbarkeit der SchutzvorschriŌen des NDSchG ist nicht von der Eintragung eines Kulturdenkmals
in das Verzeichnis der Kulturdenkmale abhängig.

Auch in der weiteren Umgebung befindet sich kein Baudenkmal.

Aus diesen Gründen stehen Belange des Denkmalschutzes den Vorgaben des Bebauungsplanes und
der Änderung des Flächennutzungsplanes nicht entgegen. Aus denkmalrechtlicher Sicht bestehen
keine Bedenken.

Stellungnahme Straßenverkehrsamt

Stellungnahme Abfallwirtschaft:

Weitere interne Stellungnahmen liegen zur Zeit nicht vor.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage:

(Schröder)
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B-Plan Nr. 4 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Hinweise

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind,
beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-
0001).

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, gehen wir
davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der
Regionalen Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs-
oder Kompensationsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da
sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen
Rohstoffsicherungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder
als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und
Kompensationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein
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Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem
Pflanzenwuchs freizuhalten ist.

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Sonja Möhring

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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Jörg Schrickel

Von: IHKEW Planverfahren <planverfahren@elbeweser.ihk.de>
Gesendet: Dienstag, 8. Juli 2025 15:47
An: Jörg Schrickel
Betreff: IHK-Stellungnahme: B-Plan Nr. 5, Vorwerk (nach § 4 Abs. 1 BauGB; Unser

Zeichen: R6_048)

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung am o. a. Planverfahren. Wir begrüßen die Planung hinsichtlich der gewerblichen
Weiterentwicklungsmöglichkeiten und haben derzeit keine Anregungen oder Bedenken vorzutragen.

Der Plan sieht den Ausschluss von Vergnügungsstätten vor. Das ist an dieser Stelle nachvollziehbar. Wir weisen
vorsorglich darauf hin, dass die Ansiedelung von Vergnügungsstätten allerdings nicht grundsätzlich im gesamten
Gemeindegebiet ausgeschlossen werden sollte, um einseitige Benachteiligungen einer Branche zu vermeiden.

Wir bitten um weitere Beteiligung.

Freundliche Grüße

Eike Christian Koopmann
Raumordnung, Bauleitplanung, Regionalentwicklung

Industrie- und Handelskammer
Stade für den Elbe-Weser-Raum
Am Schäferstieg 2
D-21680 Stade

Telefon: 04141 524-140
E-Mail: eike.koopmann@stade.ihk.de
Internet: www.ihk.de/stade

Folgen Sie uns auch bei Facebook, Instagram und LinkedIn oder abonnieren Sie unseren Newsletter.

AUSBILDUNG MACHT MEHR AUS UNS: JETZT #KÖNNENLERNEN.
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.
Mehr Informationen dazu finden Sie unter www.ihk.de/stade/dsgvo

Von: Jörg Schrickel <js@pgn-architekten.de>
Gesendet: Donnerstag, 12. Juni 2025 14:54
An: 'reinhard.schroeder@lk-row.de'; 'info@grasberg.de'; 'BAIUDBWTOEB@bundeswehr.org'; 'Toeb-
beteiligung@lbeg.niedersachsen.de'; 'kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de'; 'toeb.bremervoerde@lwk-
niedersachsen.de'; 'arl-lg-toeb@arl-lg.niedersachsen.de'; 'bauleitplanung@hwk-bls.de'; 'buelstedt@tarmstedt.de';
'hepstedt@tarmstedt.de'; 'kirchtimke@tarmstedt.de'; 'Pti-23.Ti-Nl-Nord-Bauleitplanung@telekom.de';
'wilstedt@tarmstedt.de'; 'poststelle@pk-zeven.polizei.niedersachsen.de'; 'samtgemeinde@sottrum.de';
'vorwerk@tarmstedt.de'; 'Toeb-Verfahren@ewe-netz.de'; 'vivian.dziosa@lgln.niedersachsen.de'; 'info@wasser-
brv.de'; 'nabu-brv-zeven@gmx.de'; 'planverfahren@elbeweser.ihk.de'; 'poststelle@gaa-cux.niedersachsen.de';
'plananfragen@gasunie.de'; 'info@uhv-obere-oste.de'; Gemeinde Breddorf <Breddorf@tarmstedt.de>;
'info@flecken-ottersberg.de' <info@flecken-ottersberg.de>; 'poststelle-ver@nlstbv.niedersachsen.de' <poststelle-
ver@nlstbv.niedersachsen.de>
Cc: 'boettjer@tarmstedt.de' <boettjer@tarmstedt.de>
Betreff: B-Plan Nr. 5 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Jörg Schrickel

Von: Gemeinde Vorwerk <Vorwerk@tarmstedt.de>
Gesendet: Freitag, 20. Juni 2025 14:44
An: Jörg Schrickel
Betreff: WG: B-Plan Nr. 5 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk

Hallo Herr Schrickel,

Stellungnahme vom LGLN

Mit freundlichen Grüßen
Jens Frömmrich

Gemeinde Vorwerk
Weideweg 11 | D-27412 Vorwerk
T: 04283 5866
E: Vorwerk@tarmstedt.de | W: www.tarmstedt.de

Von: LGLN-HM-H - Dez5 <kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de>
Gesendet: Donnerstag, 19. Juni 2025 08:50
An: Gemeinde Vorwerk <Vorwerk@tarmstedt.de>
Betreff: B-Plan Nr. 5 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim Landesamt für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover als Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um Stellungnahme gebeten. Diese
Stellungnahme ergeht kostenfrei.
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch Kampfhandlungen
betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, Minen, Granaten oder
sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine
Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung durchgeführt werden.
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der alliierte
Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden
(Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche
Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor
Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der
KBD zudem über geeignete Vorgehensweisen.

Hinweis:
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 Niedersächsisches
Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig.
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen Gründen
nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug aus dem
Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD informiert die zuständigen
Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits bekannt.
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende
schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie über
folgenden Link abrufen können:
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https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
207479.html

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage
Claudia Laschke

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN)
- Regionaldirektion Hameln-Hannover -
Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst
Dorfstraße 19, 30519 Hannover
Tel.:       +49 511 30245-502/-503
mailto:kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de
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Jörg Schrickel

Von: Banaschik, Dirk (NLSTBV-VER) <Dirk.Banaschik@nlstbv.niedersachsen.de>
Gesendet: Montag, 14. Juli 2025 15:34
An: Jörg Schrickel; vorwerk@tarmstedt.de
Cc: Baehr, Silke (NLSTBV-VER); Baumgarth, Bianca (NLSTBV-VER); NLSTBV-

SM-Oyten (VER)
Betreff: AW: B-Plan Nr. 4 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk / TÖB-

Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB / Ihr Schreiben vom 12.06.2025
Anlagen: Übersichtsplan.pdf; Luftbild_KP L 132_Am Mühlenhof.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes habe ich Kenntnis genommen.

Gegen das o. g. Planvorhaben bestehen im Rahmen meiner Zuständigkeit keine Bedenken, wenn evtl.
Schutzmaßnahmen gegen die vom Landesstraßenverkehr ausgehenden Emissionen nicht zu Lasten der
Straßenbauverwaltung erfolgen.

Im Weiteren bestehen gegen das o. g. Planvorhaben keine weiteren Bedenken, wenn der folgende
Vorbehalt von der Gemeinde gegenüber der hiesigen Straßenbauverwaltung beachtet und zugesichert
wird:

 Sollten auf Grund des Verkehrsaufkommens (insbesondere querender Ziel- und Quellverkehr) das
dem Planvorhaben zuzurechnen ist verkehrliche Probleme im Knotenpunktbereich L 132
„Hauptstraße“/Gemeindestraße „Am Mühlenhof“ in Abschnitt 50 bei Station 4.711 im Zuge der L
132 auftreten und somit eine Anpassung bzw. Erweiterung durch bauliche Maßnahmen, wie z. B.
Anlegung eines LA- bzw. RA - Streifens oder Hilfe, Ausbau der Einmündung, Herstellung einer FG-
Querungshilfe, Aufstellung einer Lichtsignalanlage o. ä. erforderlich werden, so gehen sämtliche
Kosten für Planung, Bauausführung, ggf. Grunderwerb, Unterhaltung, Betrieb etc. in voller Höhe zu
Lasten der Gemeinde.

Die eingereichten Unterlagen habe ich digital zu meinen Akten genommen.

Im Falle der Rechtskrafterlangung bitte ich um Übersendung einer digitalen Ausfertigung mit
eingetragenen Verfahrensvermerken.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Dirk Banaschik
_________________________________________________________
Dirk Banaschik
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
Geschäftsbereich Verden
Fachbereich 2
Bgm.-Münchmeyer-Str. 10
27283 Verden (Aller)
Telefon: +49 4231-9857-190
Fax: +49 4231-9857-250
E-Mail: Dirk.Banaschik@nlstbv.niedersachsen.de
www.strassenbau.niedersachsen.de
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Jörg Schrickel

Von: NABU Bremervörde-Zeven <nabu-brv-zeven@gmx.de>
Gesendet: Freitag, 13. Juni 2025 06:39
An: bauamt@tarmstedt.de; vorwerk@tarmstedt.de; Jörg Schrickel
Cc: frederik.eggers@nabu-niedersachsen.de; Moje, Oliver;

boettjer@tarmstedt.de
Betreff: Re: B-Plan Nr. 5 "Südlich Am Mühlenhof", Gemeinde Vorwerk

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren,
sehr geehrter Herr Frömmrich, sehr geehrter Herr Schrickel, sehr geehrter Herr Moje, sehr geehrter
Herr Böttjer,

der NABU Kreisverband Bremervörde-Zeven e.V. nimmt auch im Namen und in Vollmacht des NABU
Landesverbands Niedersachsen e.V. zum o.a. Verfahren Stellung.

1. Da der Umweltbericht zu dieser Raumplanung erst im nächsten Planungsschritt vorgelegt wird, ist
eine naturschutzfachliche Einschätzung der Planung derzeit noch nicht abschließend möglich.

2. Grundsätzlich sollten Maßnahmen zur Begrenzung der Lichtverschmutzung und zur Minderung von
Insektenverlusten durch Optimierung der Beleuchtung in der Bauleitplanung berücksichtigt und in
den Textlichen Festsetzungen verbindlich geregelt werden. Dies ist in dieser Bauleitplanung von
großer Bedeutung, da sich das Planungsgebiet am Ortsrand im Übergangsbereich zur freien Natur
befinden. In einer aktuellen Planung der Gemeinde Selsingen findet sich beispielhaft folgende
Regelung:

3. Da es sich bei dem Planvorhaben um ein Mischgebiet mit teilweiser Wohnbebauung handelt, sollte
bei den örtlichen Bauvorschriften bei der Grundstücksgestaltung die Unzulässigkeit von
Schottergärten deutlich dokumentiert werden. Beispielhaft führen dazu eine Formulierung aus einem
aktuellen Bebauungsplan der Gemeinde Selsingen an, wobei die Aufzählung der Materialien noch um
Kunstrasen, Geotextil und flächiger Vegetationsblocker ergänzt werden sollte

4. Bei der geplanten Streuobstwiese sollte die Anlage und Pflege der Bäume verbindlich und
nachvollziehar geregelt werden. Der Abstand zwischen den Bäumen ist mit Blick auf das maximale
Wachstum ausreichend groß zu wählen. Zusätzlich sind in den ersten Jahren nach Pflanzung
verbindlich Pflegeschnitte anzuordnen. Die Baumschieben um die Obstbäume sind in den ersten
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Jahren nach Pflanzung (mindestens 5 Jahre) vegetationsfrei zu gestalten, damit die Bäume sich in
dieser Phase ohne Nährstoffkonkurrenz optimal entwicklen können. Als Grundlage für die Textlichen
Festsetzungen sollte das Maßnahmenblattes VII "Streuobstwiese" des Landkreises Rotenburg
(Wümme) dienen.

5. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB ermöglicht den Gemeinden, in einem Bebauungsplan Gebiete
festzulegen, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen
Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder
Speicherung von Strom (Beispiel: Mit Solarmodullen überdachte Parkflächen für PKW), Wärme oder
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-WärmeKopplung getroffen werden müssen. Dies sollte
bei der vorliegenden Planungen zwingend erfolgen, damit beim Neubau einer KFZ-Werstatt das
öffentliche Interesse an einer optimalen Standortausnutzung in Bezug auf die Energiebilanz
gewährleistet wird. Wir hoffen im nächsten Planungsschritt auf konkrete Maßnahmenvorschläge, die
von den Vorhabensträgern umzusetzen sind.

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Anregungen und Übersendung einer Eingangsbestätigung per
Mail.

Freundliche Grüße

Walter Lemmermann

NABU Bremervörde-Zeven
Am Vorwerk 10
27432 Bremervörde
info@NABU-Bremervoerde-Zeven.de
www.NABU-Bremervoerde-Zeven.de

Vorsitzender: Walter Lemmermann
Amtsgericht: Tostedt
Vereinsregisternummer: 150187

Informationen zum Datenschutz: https://www.nabu-bremervoerde-zeven.de/j/privacy

Am 12.06.2025 um 14:53 schrieb Jörg Schrickel:

Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend übersenden wir Ihnen als beauftragtes Planungsbüro die Benachrichtigung
über die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB des o.g. Bebauungsplanes.

Die Planunterlagen stehen ab Freitag, den 13.06.2025 unter folgender Adresse zum
Herunterladen bereit:

https://www.tarmstedt.de/index.php/bauleitplanverfahren.html)


